
Psychotherapeuten-Verordnung gekippt
Wesentliche Teile sind laut Staatsrat verfassungswidrig – Es muss wieder verhandelt werden

Von Annette Welsch

Zurück auf Los, sagt der Staatsrat
mit einem Paukenschlag in sei-
nem Gutachten zur großherzogli-
chen Verordnung, mit der Sozial-
minister Romain Schneider
(LSAP) die Beziehung der seit 2015
gesetzlich anerkannten Psychothe-
rapeuten zur CNS regeln wollte.
Erstmals hatte das Ministerium auf
diese Möglichkeit zurückgegrif-
fen, die seit der Gesundheitsre-
form 2011 besteht: Werden sich die
Berufsgruppe und die CNS bei den
Verhandlungen über eine Konven-
tion zur Kostenübernahme der
Leistungen nicht einig, können die
„obligatorischen Elemente“ über
eine Verordnung geregelt werden.

Im Januar 2018 hatten die Ge-
spräche zwischen der Fapsylux
(Fédération des associations re-
présentant des psychothérapeutes
au Grand-Duché de Luxembourg)
und der CNS begonnen, nach sechs
Monaten wurden sie als geschei-
tert und mit Ablauf der Mediation
im Dezember als beendet erklärt.
Zum Leidwesen der Psychothera-
peuten, die nicht verstanden, war-
um die CNS das so sah: „Was hat
das noch mit einer Konvention zu
tun, wenn die CNS nun einseitig
regelt und unsere Sichtweise gar
nicht mehr einfließt?“, sagte Fap-
sylux-Präsidentin Delphine Prüm
damals („Wort“ vom 07. 08. 2019).

Psychotherapeuten
sind laut Gesetz autonom

Am 29. November 2019 bekam der
Staatsrat die großherzogliche Ver-
ordnung zur Begutachtung – und
streicht nun die wesentlichen Ele-
mente heraus. Denn den offiziell zu-
gelassenen Psychotherapeuten wer-
de in ihrem Gesetz garantiert, ihren
Beruf autonom und ohne Einschrän-
kungen ausüben zu können, heißt

es im Gutachten. „Die Verordnung
begrenzt aber ihr Betätigungsfeld,
indem eine Reihe an zusätzlichen
Bedingungen gestellt werden, die
der Psychotherapeut einhalten
muss, damit seine Leistungen von
der CNS übernommen werden“,
moniert die Hohe Körperschaft.

Dass der Patient die Psychothe-
rapie von einem Arzt verschrie-
ben bekommen haben muss und
einen Behandlungsplan, der von
der CNS genehmigt werden muss,
vorlegen muss, widerspreche dem
Sinn des Sozialgesetzes, schreibt
der Staatsrat. Tatsächlich gibt es
die ärztliche Verschreibungs-
pflicht für verschiedene parame-
dizinische Dienstleister, wie Phy-
siotherapeuten oder Labore – sie
wurde dann im Vorfeld aber auch
in der Konvention zwischen den
Partnern entsprechend verhan-
delt. Der Staatsrat verweist bei den
Psychotherapeuten darauf, dass
hier die Verordnung es vorschrei-
ben soll. Diese dürfe aber laut Ge-
setz nur die gesetzlich aufgezähl-
ten „dispositions obligatoires“
einer Konvention regeln, die man
strikt im Sinne des Wortes inter-
pretieren müsse.

Es seien rein administrative Mo-
dalitäten, wie die Art der Daten-
übertragung, die Verpflichtung,
sich an die Nomenklatur und an
die Zinsbestimmungen beim tiers

payant zu halten oder auch an die
Vorschriften über den Ort, an dem
Leistungen erbracht werden dür-
fen. Aufgrund keiner dieser obli-
gatorischen Bestimmungen könn-
ten irgendwelche Einschränkun-
gen für die Rückerstattung psy-
chotherapeutischer Leistungen
festgelegt werden.

Konvention und Nomenklatur
parallel verhandeln

Und keine erlaube es, die Behand-
lung auf eine ärztlich verschriebe-
ne zu beschränken oder die Psy-
chotherapeuten dazu zu verpflich-
ten, der CNS vor Beginn der Be-
handlung einen Behandlungsplan
zu präsentieren oder die Katego-
rie der psychischen Störungen de-
finieren zu müssen, die zu einer
Kostenübernahme führen kann.
Letzteres müsse in der Nomenkla-
tur festgelegt werden.

Nach Artikel 3 der umstrittenen
Verordnung muss der Psychothe-
rapeut der CNS einen Behand-
lungsplan für den Patienten prä-
sentieren, welcher ihm vorher eine
ärztliche Überweisung mitsamt
Diagnose der psychischen Stö-
rung, der Zahl der Sitzungen und
der Dauer der Therapie über-
reicht hat.

Der Psychotherapeut kontrol-
liert dann bei der ersten Sitzung,
die als „séance d'essai“ gilt, ob die
Verschreibung ordnungsgemäß
ausgefüllt ist, evaluiert den Pa-
tienten, um bestätigen zu können,
dass eine zur Kostenübernahme
anerkannte psychische Störung
vorliegt und erstellt einen Behand-
lungsplan mit den Zielen und Me-
thoden der geplanten Therapie.
Nach der Behandlung muss er
einen Behandlungsbericht erstel-
len, der dann auf elektronischem
Weg an die CNS übermittelt wer-
den muss.

„Von all diesen Vorschriften ge-
hört nur die, die präzisiert, dass al-
les, was kommuniziert wird auf
elektronischem Weg geschehen
muss, zu den obligatorischen Be-
stimmungen, die in der Verord-
nung geregelt werden können“,
schreibt der Staatsrat. Auf diesel-
be Weise kippt er auch alle weite-
ren Artikel, die sich auf die kom-
plizierte Behandlungsprozedur be-
ziehen. Denn das übersteige den
Rahmen dessen, was eine solche
Verordnung regeln darf und sei
dem Gesetz vorbehalten. Mit an-
deren Worten: Die Verordnung ist
verfassungswidrig.

„Wir sind bereit für neue Ver-
handlungen“, sagt die Präsidentin
der Fapsylux, Delphine Prüm auf
Nachfrage. „Wir wollen die Ge-
spräche über die Konvention dort
fortsetzen, wo sie unterbrochen
wurden und parallel gleich die No-
menklatur mit verhandeln.“ Die
Pandemie habe gezeigt, wie wich-
tig die mentale Gesundheit ist und
dass sie nicht von der physischen
getrennt werden kann.

„Aufgrund des Gutachtens des
Staatsrats können wir jetzt ganz
schnell vorankommen. Das ist in
der aktuellen Situation auch drin-
gend nötig, damit die psychischen
Belastungen schnell behandelt
werden und sich nicht zu chroni-
schen Erkrankungen entwickeln“,
erklärt Prüm.

:Wir wollen die
Gespräche über
die Konvention
dort fortsetzen, wo
sie unterbrochen
wurden.
Delphine Prüm, Fapsylux-Präsidentin
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... auch B sagen. Erstmals berief
sich das Sozialministerium auf Ar-
tikel 70 des Sozialgesetzes und
wollte eine Konvention durch den
Erlass einer großherzoglichen
Verordnung regeln. Man hatte es
sich so leicht vorgestellt: Lassen
wir die Verhandlungs- und die
Schlichtungsfrist verstreichen,
dann können wir selber regeln,
unter welchen Bedingungen die
Psychotherapeuten – oder sonsti-
ge Gesundheitsberufsverbände –
mit der CNS abrechnen können.
Möglichst restriktiv sollte es zu-
gehen – wohl damit die Kosten
nicht aus den Fugen geraten – und
unter anderem eine Überweisung
vom Hausarzt vorgeschaltet wer-
den. Dabei ist das Psychothera-
peutengesetz insofern ein Novum
als sowohl Mediziner als auch
Psychologen eine Therapieausbil-
dung durchlaufen können und
eine Zulassung als Psychothera-
peut erlangen können. Nach dem
Motto „Wir haben es Euch ja
gleich gesagt“ verweist der Staats-
rat nun auf sein Gutachten zum
Psychotherapeutengesetz. Dort
hatte er bereits angemerkt, dass
das Gesetz die anerkannten Psy-
chotherapeuten unabhängig von
ihrem Grund-Diplom gleichstellt
und ihnen eine Autonomie ohne
Einschränkungen zugesteht. Da-
neben ist nun ein für alle Mal ge-
klärt: Eine Konvention aushandeln
heißt auf Augenhöhe miteinander
verhandeln bis zur Einigung in al-
len wichtigen Punkten. Adminis-
tratives kann verordnet werden –
mehr aber auch nicht.

Es gingen weitere zwei Jahre verloren, bis die Psychotherapie endlich von der CNS übernommen wird:
Man knüpft nun da an, wo man im Dezember 2018 aufhörte. Foto: Shutterstock


